
mögenswerten beschlagnahmte Eigentum zurückerhalten. Ist in 
Einzelfällen die Rückgabe nicht möglich, so soll Ersatz geleistet 
werden. Zurückkehrenden Republikflüchtigen darf aus der Tatsache 
der Republikflucht keine Benachteiligung entstehen. Sie sollen durch 
die zuständigen Organe der Räte der Bezirke und Kreise entsprechend 
ihrer fachlichen Qualifikation wieder in das wirtschaftliche und gesell
schaftliche Leben eingegliedert werden und ihre vollen Bürgerrechte 
erhalten. (Deutscher Personalausweis, Lebensmittelkarte usw.) Für 
die Rückkehrer sind Auskunftsstellen einzurichten, die ihnen in allen 
Fragen Rat und Auskunft erteilen.

Das Politbüro ist ferner der Auffassung, daß die Frage der Auf
enthaltsgenehmigungen für Westdeutsche und Westberliner sowie 
die Frage der Ausstellung von Interzonenpässen im Sinne der Er
leichterung des Verkehrs zwischen Ost- und Westdeutschland neu 
geregelt werden müssen. Bei Antrag auf Ausstellung von Aufenthalts
genehmigungen für Westdeutsche und Westberliner sind familiäre 
Gründe anzuerkennen, ebenso bei Anträgen auf Ausstellung von Inter
zonenpässen. Insbesondere ist Wissenschaftlern und Künstlern die 
Teilnahme an Tagungen in Westdeutschland zu ermöglichen, ebenso 
ist Künstlern aus Westdeutschland die Teilnahme an Tagungen in 
der Deutschen Demokratischen Republik zu ermöglichen.

Das Politbüro schlägt ferner vor, daß alle im Zusammenhang mit 
der Überprüfung der Oberschüler und der Diskussion über die Tätig
keit der Jungen Gemeinde aus den Oberschulen entfernten Schüler 
sofort wieder zum Unterricht zuzulassen sind und daß ihnen die 
Möglichkeit gegeben wird, die versäumten Prüfungen nachzuholen. 
Ebenso sollen die im Zusammenhang mit der Überprüfung der Ober
schulen ausgesprochenen Kündigungen und Versetzungen von Leh
rern rückgängig gemacht werden. Die in den letzten Monaten aus
gesprochenen Exmatrikulationen an Hochschulen und Universitäten 
sollen sofort überprüft und bis zum 20. Juni 1953 entschieden werden. 
Bei Immatrikulationen an den Hochschulen und Universitäten dürfen 
befähigte Jugendliche aus den Mittelschichten nicht benachteiligt 
werden.

Ferner empfiehlt das Politbüro der Regierung der Deutschen 
Demokratischen Republik, die Justizorgane zu beauftragen, diejenigen 
Verurteilten sofort zu entlassen, die nach dem Gesetz zum Schutz des 
Volkseigentums zu ein bis drei Jahren verurteilt worden sind, mit 
Ausnahme der Fälle, in denen schwere Folgen eintraten.
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